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Amtsblatt für den Magiſtrat zu Kemberg,

Nr. 97 Dienstag, den 18. Auguſt 1931 33. Jahrg

Der Tiſchler Franz Pfitzner in Kemberg beabſichtigt,
außerhalb der im Zuſammenhange gebauten Stadt Kemberg,
und zwar am Wege von Kemberg nach Bergwitz auf dem
Grundſtück Kartenblatt 3, Parzelle Nr. 84, ein Einfamilien
wohnhaus zu errichten und hat die nach S 13 des Geſetzes

25. Auguſt 1876
vom Veenen e erforderliche

Aſediungogenehmigung

beantragt.
Dieſen Antrag bringen wir mit dem Bemerken zur

öffentlichen Kenntnis, daß hiergegen von den Eigenktümern,
Nutzungs, Gebrauchsberechtigten und Pächtern der be
nachbarten Grundſtücke innerhalb einer Ausſchlußfriſt von
21 Tagen beim Kreisausſchuß in Wittenberg Einſpruch
erhoben werden kann. Der Einſpruch iſt durch Tatſachen
zu begründen, die die Annahme rechtfertigen, daß die An
ſiedlung den Schutz der Nutzungen benaächbarter Grund
ſtücke aus der Land oder Forſtwirtſchaft, aus dem Garten
bau, der Jagd oder Fiſcherei gefährden werde.

Kemberg, den 17. Auguſt 1931.

113] Der Magiſtrat.
Wo liegt des Lebels Grund?
Wo liegen die Gründe der gegenwärtigen Kriſe Bis

her herrſchte in weiten Kreiſen der Oeffentlichkeit die Mei
nung, daß der Anſtoß der Wirtſchaftskriſe aus der Ratio
naliſierung herrühre, die die Möglichkeit vergrößerter Pro
duktion geſchaffen habe, ohne daß ſich die Warenpreiſe mit
der notwendigen Elaſtizität vermindert hätten. So ſei ein
Warenüberſchüß und demzufolge eine Abſatzſtockung, eben
die Kriſe entſtanden. Dieſe weitperbreitete Meinung wir
on den Begnern der Privatirtſchaft mit beſondere
Nachdruck aufgenommen und insbeſondere nimmt die ſo
zialiſtiſche Preſſe Veranlaſſung, energiſch gegen die Privat
wirtſchaft vorzuſtoßen und ihr Fehlinveſtionen vorzuwer
fen. Es iſt demgegenüber von ganz beſonderem Jntereſſe,
daß das Reichsamtkliche Jnſtitut für Konjunkturforſchung ſo
eben in einem Sonderheft außerordentlich ſchwerwiegende
und ihrer Neuartigkeit wegen beinahe ſenſationelle Feſt
ſtellungen über die Urſache der gegenwärtigen Wirtſchafts
kriſe veröffentlicht, Feſtſtellungen, mit denen ſich hoffent
lich die Oeffentlichkeit ausgiebig beſchäftigen wird.

Das Inſtitut für Konjunkturforſchung weiſt die oben be
rührte Auffaſſung, daß die Rationaliſierüng in erſter Linie
an der Kriſe Schuld trage, mit aller Entſchiedenheit zurück.
An der Hand einer ausführlichen Statiſtik legt es dar, daß
in den Jahren 1924 bis 1988 insgeſamt 42 Milliarden
in der deutſchen Wirtſchaft inveſtiert worden ſind, für
Lageranbau, Vergrößerung der Anlagen und für Zwecke
der Rationaliſierung. Es iſt beſonders bemerkenswert,
in dieſer reichsamtlichen Statiſtik das Zugeſtändnis zu er
halten, daß beim weſentlichſten Teil dieſer Jnveſtition, bei
der Vergrößerung der Anlagen die Privatwirtſchaft nur
mit 30 Prozent, die öffentliche Wirtſchaft aber mit 70 Pro
zent beteiligt geweſen iſt. Die Kriſe iſt praktiſch dadurch
hervorgerufen worden, daß wir dieſe 42 Milliarden, die
in den Jahren 1928 bis 1930 durch je 10 bis 12 Mil
liarden ergänzt worden ſind, nicht aus eigenen Mitteln
aufbringen konnten, ſondern für ein Drittel dieſer Summe
ausländiſche Kredite, zum Teil kurzfriſtiger Art, in An
ſpruch nehmen mußten. Blicken wir jetzt zurück, ſo wer
den wir zugeben müſſen, daß bei vorſichtiger Wirtſchafts
politik jener Teil der Neuinveſtitionen, der nur durch den
verhängnisvollen Auslandspump aufgebracht werden
konnte, vermeidbar geweſen wäre. Wir hätten dann nicht
nur eine private Zinſenlaſt von mehr als 2 Milliarden
jährlich erſpart, die wir bekanntlich außer den Repara
tionen an das Ausland zahlen müſſen, ſondern wir hät-
ten auch niemals in die jetzige Kalamität gelangen können,
die ja faſt ausſchließlich auf die Schwierigkeiten der kurz-
friſtigen Auslandsverſchuldungen zurückzuführen iſt. Es
iſt in hohem Maße bedauerlich, daß die Hauptſchuld an die
ſer Jnveſtitionspolitik die öffentliche Wirtſchaft trägt, die
in den letzten Jahren mit verhängnisvollem Optimismus
aus dem vollen Säckel des überfließenden internationalen
Kapitalmarktes heraus die Anleihen genommen hat. Und
hier ſind es vor allem die großen Gemeinden, die den
Hauptanteil der Schuld tragen. Büßen für die Fehler, die
gemacht worden ſind, müſſen leider die ärmſten der Ar
men, nämlich die Wohlfahrtserwerbsloſen.

Schwer verſtändlich iſt es, wenn dieſen unanfechtbaren
Tatſachen gegenüber die Behauptung aufgeſtellt wird, daß
alle Mißerfolge in der Fehlinveſtition der öffentlichen
Wirtſchaft, gemeſſen an den Vorgängen der Privatwirtk-
ſchaft verſchwindend gering ſind. So bedauerlich die Vor
gänge bei Nordwolle ſind, ſo ſchmerzlich der Zuſammen
bruch der Danatbank ſein mag, ſo geht es doch nicht an, aus
dieſen vereinzelten Erſcheinungen allgemeine Schlüſſe zu
ziehen. Aber gerade bei den bedauerlichſten wirtſchaft
lichen Kataſtrophen der letzten Zeit iſt die Privatwirtſchaft
in keiner Weiſe beteiligt. Wo könnte man z. B. bei den
Schwierigkeiten der Landesbank der Rheinprovinz, die mit
ihren übermäßig erteilten Kommunalkrediten eingefroren
iſt, irgendeinen Zuſammenbang mit der Privatwirtſchaft

herſtellen? Ebenſo unmöglich iſt es, die Zahlungsſchwie
rigkeiten der Berliner Verkehrsgeſellſchaft, in der die Ver
kehrsbetriebe der Stadt Berlin zuſammengefaßt ſind, der
Privatwirtſchaft zur Laſt legen. Dieſer Illiquiditätsfall
iſt für die von der öffentlichen Hand betriebene Politik be
ſonders kennzeichnend. Durch übermäßige und vor allem
unrentable Bauten iſt die Berliner Verkehrsgeſellſchaft am
15. Juli außerſtande geweſen, den an dieſem Tage fälligen
kurgfriſtigen Kredit in Höhe von 167 Millionen Reichs
mark dem von der Danatbank geführten Konſortium zu
rückzuzahlen. Da die Umwandlung dieſer Verbindlichkeiten
in eine langfriſtige Anleihe als geſcheitert zü betrachten iſt,
wird ſich dieſes öffentliche Verkehrsunternehmen der Gläu
bigerkontrolle unterwerfen und ein beſtimmtes Abzah
lungsprogramm auf ſich nehmen müſſen. Da aber die
hierfür fälligen Beträge aus dem laufenden Betrieb der
BVG. keinesfalls herausgewirtſchaftet werden können und
eine weitere Erhöhung der bereits überſpannten Tarife
unmöglich iſt, wird der Stadt Berlin wohl nichts anderes
übrig bleiben, als dieſe Raten mehr oder weniger aus eige
ner Taſche zu bezahlen, d. h. der Geſamtheit der Steuerzahler
aufzubürden. Hier, wie bei der Landesbank der Rheinprovinz
hat der ungerechtfertige Optimismus der Gemeinden eine
Schuldenwirtſchaft hervorgerufen, die in auer erſter Linie
die gegenwärtigen Finanzſchwierigkeiten hervorgerufen
hat. Aus dem aufgeblähten kommunalpolitiſchen Apparat
mit ſeinem ſtändig erweiterten Aufgabenkreis, deſſen Fi
nanzierung heute unmöglich geworden iſt, ſind zweifellos
noch erhebliche Wirtſchaftsſchwierigkeiten zu erwarten.

Es iſt nach alledem klar, wo die Wege der Rettung in
unſerer gegenwärtigen nicht leichten Lage zu ſuchen ſind.
Sie liegen nicht in einer öffentlichen Kapitalkontrolle, ſon
dern ſie liegen lediglich in einer ſyſtematiſchen Enſchrän
kung der öffentlchen a en und der öffentlichen Aus
gaben. Nur auf dieſem Wege können die Erſparniſſe ge
ne werden, die notwendig ſind, um die Kriſe zu über
winden. z

e eDie allgemeine Finanzmiſere.
Dietrich vor der Deutſchen Skaaksparkei.

Berlin, 16. Auguſt
Auf einer Tagung der Deutſchen Staatspartei nahm

Reichsfinanzminiſter Dietrich als Parteiführer das Wort,
um in nahezu zweiſtündiger Rede einen großen Ueberblick
über die Ereigniſſe der letzten Wochen und Monate zu ge
ben. Er behandelte die Entwicklung der Reparationsfrage,
die Kriſe im Bankweſen und die Finanzfkriſis, in die das
Reich, mehr noch aber die Länder und Gemeinden, gekom
men ſind. Jn der Reparationsfrage iſt die Reichsregierung
von vornherein entſchloſſen geweſen, die notwendigen Maß-
nahmen zu treffen. Ein ſolcher Entſchluß hat bereits vor
der Unterredung in Chequers beſtanden, und zwar han-
delte es ſich damals noch darum, die Beſtimmungen auf
Grund des Young Planes auszunutzen. Gleichzeitig aber
mußte es das Beſtreben ſein, fremde Kontrollmaßnahmen
zu vermeiden. Die weitere Entwicklung hat alsdann dazu
geführt, daß nicht die Schuldner die Jnitiative zu ergreifen
brauchten, ſondern daß die Gläubiger die Lage erkannten

So entſtand der Plan Hoovers, und durch die Unter
zeichnung des Londoner Protkokolls iſt auch nach außen
und formell ſichtbar zum Ausdruck gebracht worden,
daß Deutſchland in dieſem Jahre mit Reparakionen

nicht belaſtet iſt.
Mitten in dieſer Entwicklung wurde alsdann das Pro

blem der privaten Auslandsſchulden akut. Ausgangspunkt
war der Zuſammenbruch der Kreditanſtalt in Wien. Es
folgte der Zuſammenbruch der Nordwolle mit ihren Aus
wirkungen auf die Banken und Wirtſchaftsunternehmungen.
So entſtand, unterſtützt durch Verſchleppungen und Wider
ſtände bei den Verhandlungen über den Hooverplan, eine
Vertrauenskriſe, die auch in Deutſchland wirkſam wurde.
Die abgezogenen Gelder infolge dieſer Vertrauenskriſe be
liefen ſich auf drei bis vier Milliarden Mark.

Der Geſamkumfang der deutſchen kurzfriſtigen Ver
ſchuldung iſt endgültig noch nicht feſtgeſtellt, es kann
aber angenommen werden, daß immer noch 5 bis 6
Milliarden kurzfriſtiger Gelder in Deutſchland verblie

ben ſind.
Jm Zuge dieſer Entwicklung erfolgten dann die Schwierig
keiten bei der Danatbank, die zuvorderſt im Schützengraben
ſtand, die aber immerhin noch einen erheblichen Teil ihrer
Verpflichtungen aus eigenen Kräften erfüllen konnte. Es
erhob ſich nun die Frage, kann man eine Großbank zuſam-
menſtürzen laſſen Eine Frage, die der Reichsfinanzminiſter
ſtets verneinte. All dies hat naturgemäß zu einſchneidenden
Maßnahmen geführt, die aber nicht für die Dauer be-

ſtimmt ſind, ſondern die geändert werden, ſo weit und ſo
wie die Lage es zuläßt. Das gilt auch für die beſonderen
Maßnahmen, die getroffen werden mußten, um die Steuer
eingänge hereinzu bekommen. Wenn am 1. September die
Gehälter noch nicht voll ausgezahlt werden können, weil
erhebliche ſonſtige Fälligkeiten eintreten, ſo iſt doch zu hof
fen, daß ſchon am 1. Oktober die Gehaltszahlungen wieder
in der üblichen Weiſe ſtattfinden werden.

Schwieriger iſt die Lage bei den Ländern und Ge
meinden.

Der Reichsfinanzminiſter wies darauf hin, daß deren Fi
nanzbedarf eine ſtarke Steigerung erfahren habe. Das Reich
hat die Ausgaben für eigene Zwecke, die 1928 6,7 Milliar

den und 1931 6,1 Milliarden betrugen, um rund 550 Milli
onen herunterſchrauben können, obwohl gleichzeitig die
Reichsausgaben für die Arbeitsloſen um 840 Millionen ge
ſteigert wurden. Wenn die Länder und Gemeinden die Ein
ſtufung der Beamten und Angeſtellten entſprechend dem
Reich vorgenommen hätten, ſo würde eine weſentliche Er
leichterung ſchon eingetreten ſein. Wenn die ſozialen Aus
gaben nicht ſeit 1928 in der angegebenen Weiſe geſtiegen
wären, dann hätte das Rejch ſeine Ausgaben über 20 Pro
zent verkürzt.

Wenn die Gemeinden ihre Ausgaben um 10 Prozenk
abgebaut hätten, dann wäre in vielen Gemeinden das

Defizit beſeitigt worden.
Wenn jetzt eine Reichshilfe für die Gemeinden verlangt
würde, ſo ſei eine Erklärung dazu im gegenwärtigen Au
genblick ſehr ſchwierig, weil wir noch unter den Nachwir
kungen der Geldkriſe ſtehen und nicht wiſſen, wie ſich die
Steuereinnahmen in den nächſten Monaten entwickeln wer
den. Jnfolge der Erſparniſſe der Reparationen wird es aber
vielleicht möglich ſein, den Gemeinden, die eine beſonders
ſchwere Laſt durch die Wohlfahrtserwerbsloſen zu tragen
hätten, zu helfen.

Reichsfinanzminiſter Dietrich ſchloß ſeine Ausführun
gen mit der Betrachtung der gegenwärtigen innerpolitiſchen
Lage. Die Rede fand lebhaften und einmütigen Beifall der
Verſammlung.

Nach dem Reichsfinanzminiſter Dietrich ſchilderte der
preußiſche Finanzminiſter Höpker-Aſchoff am preußiſchen
Beiſpiel die Lage der Länder.

Die Erleichterung der Erntebewegung.
Weizenexport gegen Ausfuhrſcheine. Magazinierung von

Roggen.
Aus den für die vom Reichskabinett beſchloſſenen Maß

nahmen zur Bewegung und Finanzierung der Getreideernte
KAusführungsvorſchriften bevor. aus denen folgendes her
vorgeht:

Zur Förderung der Bewegung der Weizenernte
wird der Export bis zum 31. Dezember d. J. gegen Ertei-
lung von Ausfuhrſcheinen ermöglicht, die zum Reimport
zu einem Zollſatz von zwei Reichsmark je Doppelzentner
berechtigen. Die zur Jngangſetzung des Austauſchexpor-
tes notwendige Feſtſetzung der
Vermahlungsquoke auf 97 r iſt für das ganze Jahr feſt

geſetzt.

Dabei iſt vorgeſehen, daß Austauſchweizen bis zu 27 Pro
zent im Rahmen dieſer Vermahlungsquote verwendet wer
den kann. Den an der Verwendung von Austauſchweizen
intereſſierten Mühlen iſt ſomit bis zum 31. Dezember 1931
die Möglichkeit gegeben, durch den Export der entſprechen
den Menge Jnlandsweizen ſich Ausfuhrſcheine in dem ge
wünſchten Umfange zu beſchaffen.

Da eine anderweitige Verſorgung mit Auslandsweizen
nicht zugelaſſen iſt, wird dieſe Regelung des Auskauſchge
ſchäfks und der Vermahlungsquoke den im Intereſſe der
Ernkebewegung nokwendigen Anreiz zur ſaiſonmäßigen
Enklaſtung des inländiſchen Weizenmarkktes durch Aus
fuhr ſchaffen. Die Reuregelung des Vermahlungszwanges
kritkk am 16. Auguſt, die Ausfuhregelung mit Rückſicht auf die
Lenſe !hen Durchführungsvobereitungen am 24. Auguſt in
raft.

Bei den Sondermaßnahmen für die Bewegung der
Roggenernte ſteht die ſtaatliche Magazinierung
einiger hunterttauſend Tonnen Roggen im Vordergrunde.
Die hierfür notwendigen finanziellen Vorausſetzungen ſind
durch Uebernahme einer entſprechenden Reichsgarantie und
in Verhandlungen mit den Banken geſchaffen

Europas Zukunft.
Brüning verlangt Preis und Zollabbau.

London, 16. Auguſt.
Reichskanzler Dr. Brüning gewährte dem engliſchen

Journaliſten Ward Price eine Unterredung, in der er ſich
über die Entwicklung Europas wie olgt äußerte:

Die Rakionen Europas müſſen ihre Kräfte vereinen,
um der gemeinſamen Gefahr zu begegnen Ich ſchlage drin
gend vor, daß die verankwortlichen Staaksmänner Europas
ſobald wie möglich zuſammenkommen, um die Feſtſetzung
internationaler Preiſe für Güter derſelben Qualikät und
die Ausmerzung halsabſchneideriſcherinduſtrieller und kom
merzieller Konkurrenz zu erörkern.

Schließlich würde ich gerne internationale Beſprechun-
gen zur Regulierung der hohen Zolltarife ſehen, und ich
freue mich ſagen zu können, daß dies nicht nur ein from
mer Wunſch iſt. Jch habe bereits private Beſprechungen
über derartige Dinge mit den Premierminiſtern von Groß
britannien und Jtalien gehabt. Jch kann indeſſen darüber
nicht mehr ſagen, bis ich eine Gelegenheit gehabt habe,
dieſelben Angelegenheiten mit dem franzöſiſchen Premier
miniſter zu beſprechen.

Von überragender Nokwendigkeit iſt es, daß die Nakio
nen Europas an den Frieden für viele, viele Jahre

glauben.
Jch bin überzeugt, daß die Bevölkerung jedes weſteuro-



päiſchen Landes Frieden braucht. Jch habe verſucht, die
franzöſiſche Nation von der Aufrichtigkeit von Deutſchlands
Wunſch nach einem dauernden Frieden zu überzeugen. Die
gegenwärtigen Schwierigkeiten Europas führte der Kanz
ler auf folgende Urſachen zurück:

1. Ueberinduſtrialiſierung der kleinen neuen Skaaken; 2.
Rückgang der Kaufkraft in Ching und Indien; 3. über
triebene Jolltkarife in der ganzen Welt und 4. künſtliche
Leitung des Fluſſes der Zahlungen infolge von Deutſch
länds Reparakionsverpflichtungen.

Wenn man die Wege zu allgemein beſſeren Bedin
gungen unterſuche, dann ſtoße man ſehr häufig freilich
gegen den Friedensvertrag. Den Kommunismus bezeich
nete er als Deutſchlands größte innere Gefahr.

Der Kanzler hat zum erſten Male den Schleier, der
über den konkreten Jnternas der Europageſpräche, die
Staatsmänner geführt haben, gelegt wurde, gelüftet. Seine
Anregungen, auf einer neuen Europakonferenz, die inter
nationalen Preiſe für die gleichen Warengattungen feſtzu
legen, die induſtrielle und kommerzielle Konkurrenz zu un
terbinden, die zu hohen Zölle neu zu regeln, ſind von ihm
bereits bei ſeinen Geſprächen mit dem engliſchen, franzö
ſiſchen und italieniſchen Regierungschef ſehr eingehend er
örtert und ihre Dringlichkeit verſtanden worden. Man kann
nur hoffen, daß nach der Genfer Tagung das deutſchfran
zöſiſche Geſpräch, das in Paris ſo erfolgreich angebahnt
werden konnte, mit etwas mehr Schwung fortgeführt wird.
Deutſchland wie Frankreich, Europa und die Welt ſind auf
ſ und auf Zuſammenſchluß gegen die Not angewie
en.

Bankaufſicht kommt.
Beratungen über eine Staatsaufſicht.

Berlin, 15. Auguſt.
Der Wirtſchaftsgusſchuß des Reichstags unter Betkeili-

gung der Reichsbank wird in der nächſten Woche unker Hin
eines kleineren Kreiſes von Sachverſtändigen aus

r deutſchen Wirtſchaft und Wiſſenſchaft die Entſcheidung
der Fragen vorbereiten, die ſich in Verfolg der von der
Reichsregierung für die Dangtkbank fowie für die Dres
dener Bank ergriffenen Maßnahmen ergeben, einſchließlich
einer Aufſicht über das deufkſche Bankgewerbe.

Das Reichskabinett war Freitag abend zu einer Mini
ſterbeſprechung zuſammengetreten, in der die bekannten
Wirtſchaftsfragen weiter beraten wurden. Zu den Verhand
lungen über den Schenkervertrag verlautet, daß es noch acht
bis zehn Tage dauern wird, bis dieſe Vorlage vom Kabi-
nett verabſchiedet werden kann.

Die Baſeler Verhandlungen.
Neue Vorſchläge des Skillhaltekonſortiums.

Baſel, 15. Auguſt.
Die im inkernationalen Stillhaltekonfortium vereinigten

Bankiers haben ſich über einen einheitlichen Vorſchlag hin
a der Bedingungen, unker denen eine Verlängerung
er kurzfriſtigen Kredite an Deutſchland bewilligt werden

ſoll, geeinigt. Die Verhandiungen mit den deutſchen Ban
kiers wurden ſofort aufgenommen.

Verſchiebung des franzöſiſchen Beſuchs.
Das Befinden Briands noch nicht zufriedenſtellend

Berlin, 15. Auguſt.
Wie aus Paris verlautet, wird der geplante franzö

un Miniſterbeſüch wegen des noch nicht hinreichend ge
räftigten Geſundheitszuſtandes von Briand nicht, wie ür
prünglich vorgeſehen war, bereits in dieſem Monat ſtatt
inden, ſondern erſt im September.

Ueber die Vertagung des Berliner Beſuchs hat der
ranzöſiſche Miniſterpräſident Laval ein mit dem deut
chen Botſchafter v. Ho e ſch vereinbartes Communiqué
er Preſſe übergeben, in dem darauf hingewieſen wird, daß

der 26. und 27. Auguſt als Datum für die Berliner Reiſe
vorgeſchlagen geweſen ſei.

Die Aerzke,
die über den Geſundheitszuſtand des Außenminiſters Briandbefragt worden ſeien, hätten zwar mit der lebhafteſten
Befriedigung die Fortſchritte feſtgeſtellt die jeder Tag zur
vollſtändigen Wiederherſtellung des Außenminiſters bringe,
ſie hätten jedoch zum Ausdruck gebracht, daß ſie ihm nicht
vor ſeiner Abreiſe nach Genf eine Unterbrechüng ſeiner für
einen Monat anberaumten Kur geſtatten könnten.

Da Miniſterpräſident Laval und Botſchafter Hoeſch
darin übereinſtimmen, daß eine Teilnahme Briands an dem
Berliner Beſuch un erläß lich ſei, ſeien fie darüber einig,
daß die Reiſe auf ein Datum verſchoben wird, das ſo

a he wie möglich nach dem Ende der Völkerbundskagung
egk.

Jn einem telefoniſchen Geſpräch mit ReichskanzlerBrüning hat Miniſterpräſident Laval noch einmal ein

Bedauern zum Ausdruck gebracht, daß er ſich nicht zu dem
urſprünglich beabſichtigten Datum nach Berlin begeben
könne. Er hob hervor, daß es ſein ſehnlichſter Wunſch ſei,
die in Paris eingeleiteten Verhandlungen ſobald als möglich
fortzuſetzen.

Der Eindruck der Abſage in Berlin.
In Berliner politiſchen Kreiſen iſt die Mitteilung, daß

Laval und Briand zunächſt noch nicht nach Berlin kom
men können, mit lebhaftem Bedauern aufgenom
men worden. Man hat natürlich Jerſtändnis dafür, daß
der Geſundheitszuſtand Briands die Reiſe noch nicht ſo
ſchnell zuläßt, die bei dem hohen Alter des Außenminiſters
natürlich nicht ohne Strapazen ſein würde. Ausdrücklich wird
et daß politiſche Gründe bei der Abſage keine Rolle
pielen.

Die Verſchiebung des Berliner Beſuchs.
Franzöſiſche Preſſekommenkare.

Die geſamte Morgenpreſſe veröffentlicht die Erklärun
gen des Miniſterpräſidenten Laval über die Vertagung der
Berliner Reiſe der franzöſiſchen Miniſter unter beſonderer
Betonung der Gründe, die Briand veranlaßten, um einen
Aufſchub zu erſuchen. Auch über die telephoniſche Aus
ſprache zwiſchen Brüning und Laval wird berichtet und
der herzliche Charakter dieſer Ausſprache von einer Anzahl
Zeitungen hervorgehoben.

Der offiziöſe „Petit Pariſien“
ſchreibt, man dürfe nicht vergeſſen, daß Reiſen wie die von
Paris nach Berlin keine Erholungsreiſen ſeien. Die Ver
handlungen, die zwiſchen zwei Ländern wie Deutſchland
und Frankreich geführt würden, gehörten nicht zu denen,
die ohne eingehende Vorbereitung eingeleitet werden könn-
ren. Um am 25. Auguſt nach Berlin zu reifen, hätte Briand
wenigſtens am 23. Auguſt zum Quai d'Orſay zurückkehren
müſſen. Würde durch dieſe frühere Rückkehr nicht die Ge
fahr entſtehen, fragt das Blatt, die unbeſtreitbaren Er
folge der Kur in Frage ſtellen, einer Kur, die Briand, wie er
ſelbſt Brüning und Curtius nach der Londoner Konferenz
nicht verhehlt habe, ſehr nötig habe?

„Oeuvre“

meint, etwas ſpätere Unterhandlungen, die zweckentſprechend
vorbereitet ſeien, ſeien beſſer, als übereilte, aber rein for
male Unterredungen. Dabei werde jeder auf ſeine Rech
nung kommen.

„Populgire“
äußert ſich über die Gründe der Verſchiebung fkeptiſch. Das

Blatt fragt, ob der für die Verzögerung angeführte Grund
einleuchtend ſei? Man begreife kaum, daß der Außenmi-
niſter die Strapazen einer Reiſe nach Berlin nicht ertra
gen könne, wenn er glaube, an der Völkerbundsverſamm

lung teilnehmen zu können, die doch zwH oder drei Wochen
dauere. s

Die Verzögerung der Reiſe Briands und Lavals nach
Berlin braucht keine Verſchlechterung der Lage zu bedeuten,
da feſte und konkrete Abmachungen weder vier Wochen
früher noch ſpäter bei dieſen Beſprechungen zu erwarten
ſind. Sie können nur die Einleitung für eine Reihe weite-
rer Verhandlungen bilden, die dann auf diplomatiſchem
Wege, und zwar eben durch den neuen Botſchafter zu füh
ren wären. Man hat viel darüber geſprochen, ob für die
Berliner Verhandlungen ein feſtes Programm aufgeſtellt
werden ſoll, oder ob man eine Feſtlegung auf beſtimmte
Verhandlungspunkte vermeiden wird. An und für ſich er
gibt ſich die Richtung eines deutſch- franzöſiſchen Meinungs-
austauſches eigentlich aus der Situation ſelbſt, ſo daß es
recht überflüſſig erſcheinen würde, ein Programm aufzu
ſtellen. Man kann in Berlin bei einer zweitägigen Aus
ſprache nicht detalliert all die Probleme behandeln, die im

aufe der Jahre zwiſchen Berlin und Paris entſtanden ſind,
man kann nur klären, mit welchen Mitteln die beiderſeiti
gen Regierungschefs die für die Geſamtpolitik ihrer Län
Der verantwortlich ſind, eine Annäherung in der nächſten
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Zeit verſuchen wollen. Es würde dieſem Prinzip des di-
rekten Gedankenaustauſches nicht entſprechen, wenn man,
wie manche franzöſiſchen Blätter immer wieder ankündi-
gen, ſolche Staatsfragen, wie etwa die deutſcheöſterreichiſche
Zollunion oder ähnliches jetzt behandeln wollte. Die deutſch
öſterreichiſche Zollunion iſt auf den Weg einer juriſtiſchen
Behandlung vom Völkerbundsrat verwieſen worden, und
es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſe juriſtiſche Klärung zunächſt
einmal erfolgen muß. Soweit dieſes Thema nach der Ent
ſcheidung des Jnternationalen Schiedsgerichts überhaupt
noch der Erörterung bedarf, kann ſie in Genf ſtattfinden.
Man iſt bei dem deutſchen Beſuch in Paris ſeinerzeit ſo ver
fahren, daß man ſich gegenſeitig die Wünſche und die Mög-
lichkeiten erzählt hat, die im eigenen Lande erwogen wer
den. Man hat dabei dem Partner nicht auf jede Frage Ant
wort gegeben, ſondern ihn zunächſt nur angehört, um ſich
dann im eigenen Kreiſe ein Bild der weiteren Entwicklungs
etappe zu machen. Das gleiche Verfahren wird nun wohl
auch in Berlin angewandt werden müſſen, wobei man den
Vorteil hat, daß inzwiſchen dieſe Klärung der eigenen
Wünſche weiter gediehen iſt. Der franzöſiſche Miniſterprä
ſident wird Gelegenheit gehabt haben, die Gedankengänge,
die ihm von deutſcher Seite übermittelt worden ſind, mit
maßgebenden franzöſiſchen Politikern durchzuſprechen, eben
ſo wie man in Berlin unter den maßgebenden Perſönlich
keiten eine innere Klärung herbeigeführt hat. Jedenfalls
muß das eine immer wieder feſtgeſtellt werden, daß im
Mittelpunkt der Berliner Ausſprache nicht etwa konkrete
Finanzfragen ſtehen werden. Nach den Pariſer und Lon
doner Beſprechungen ſtand bereits feſt, daß Deutſchland
in der Uebergangszeit zunächſt mit eigenen Mitteln aus
kommen muß, und daran hat ſich inzwiſchen nichts geän
dert. Die deutſche Sanierungsarbeit muß allen neuen in
ternationalen Verhandlungen, ſoweit ſie ſich nicht auf die
Sicherung der noch vorhandenen Kredite beziehen, voran
gehen. Jm Mittelpunkt der Berliner Beratungen wird alſo
die Politik ſtehen und die Finanzpolitik kann nur als ein
Nebengebiet der großen politiſchen Fragen gelten, über die
man eine Verſtändigung herbeiführen will.

Konkrete Spuren in Jüterbog.
Die weiteren Ermikklungsergebniſſe zum Jüterboger Eiſen

bahnanſchlag. Beſtimmte Spuren gefunden.
Jüterbog, 15. Auguſt.

Die Unterſuchungskommiſſion für das Jüterboger
Attentat bearbeitet gegenwärtig einige ganz konkrete
Spuren. Jm Intereſſe der kriminaliſtiſchen Tätigkeit der
e wird jedoch im Augenblick noch nichts Näheres
geſagt.

Nach Anſicht der Kommiſſion ſteht feſt, daß es ſich bei
Jüterbog nicht um ein politiſches Aktentat handelt, wenig
ſtens in bezug auf beſtimmke politiſche Perſönlichkeiten

Die Arbeiten zur Ermittlung des für das Attentat be
nuützten Sprengſtoffs ſind noch nicht abgeſchloſſen. Es dürfte
jedoch kein Zweifel beſtehen, daß es ſich bei dem Anſchlag
um einen ziemlich friſchen Sprengſtoff handelt, und es wird
angenommen, daß der Sprengſtoff irgendwo geſtohlen
worden iſt.

Der Verdacht verſtärkt ſich.
Vier Kommuniſten die Mörder der Polizeioffiziere?

S Berlin, 15. Auguſt.Wie von der Polizei
egen der Ausſchreitungen auf dem Bülowplatz insgeſamt

28 Perſonen in Haft. Jn der Hauptſache handele es ſich um
die Kreiſe, aus denen in verſchiedenen Stadtteilen die
Morddrohungen gegen die Polizei laut geworden ſind. Die
Mitteilung, daß ſich unter dieſen Feſtgenommenen ein Aus
länder, und zwar ein Ruſſe, befindet, der die Ueberfälle
auf die Polizei organiſiert habe, wird von der Polizei be
ſtritten. Es wird jetzt unterſucht, ob zwiſchen den Ur
hebern der Morddrohungen mit den eigentlichen Mördern
vom Bülowplatz eine Verbindung beſteht.

Von den Verhafteten ſind vier beſonders verdächkigkt,
an der Ermordung der Polizeihauptleute Anlauf und Lenk
beteiligt geweſen zu ſein. Allerdings bedarf es noch um
faſſender weikerer Ermikklungen, um den Verdacht gegen
dieſe vier, die die Tat hartnäckig leugnen, zu beweiſen.

Polen und die Minderheiten.
Engliſche Stimme zur Vergewaltigung des Deutſchkums.

London, 16. Auguſt. Mancheſter Guardian“ bringt
einen Artikel ſeines SpegialKorreſpondenten,
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J en Von Elsbeth Borchsot
36. Fortſetzung. Nachdruck

ſa war jetzt ganz nahe herangetreten.nen Sie mir nicht ſagen, ob man zum Kloſter hin
aufgehen darf?“ fragte ſie, froh, einen Anknüpfungspunkt
gefünder zu haben.

„Jo gangen's nur,“ war die kurze, nicht beſonders
freundliche Antwort.„Sind Sie vielleicht Herr Dominik Steiner?“ ging Jſa
jetzt gerade auf ihr Ziel los.

„Jo,“ antwortete der Bauer und hob ein wenig ver
wundert den Kopf.

„Man hat mir von Jhnen erzählt, Sie ſollen eine große
Sennerei in Morſchach beſitzen.“

„Dös ſtimmt mei Käs geht durch die ganze Welt,
antwortete er voll Stolz.

„Jch möchte wohl gern ſolche große Sennerei kennen
lernen. Wer verſieht denn droben auf der Alm Jhre
Senne?“

„Mei Tochter, mei Schweſter und der Sennbue
So werde ich nächſtens hinaufgehen; ich intereſſiere

mich für Butter und Käſebereitung hierzulande.“
Jſa hatte ſich während ihrer letzten Porte ohne wer

teres auf der Bank vor der Haustür in Steiners unmittel
barer Nähe niedergelaſſen, als beabſichtige ſte, ihm noch
ein Weilchen Geſellſchaft zu leiſten.

Der Bauer ſah ſie darob ganz erſtaunt an.
„Was fallt denn die ein ſagte ſein Blick Kaum aber

hatte er ihr Geſicht, das der Hut vorhin beſchattet hatte,
und das ſich jetzt von dem niederen Sitz aus frei zu ihm
aufhob, geſehen, als ihm ein Ueberraſchungslaut entfuhr.

„Sakra die iſch aber bildſauber.“ dachte er bei ſich,
und laut gab er ſeinem tiefinnerſten Gedanken Ausdruck

„So ſo für Butter und Käſ tun Sie ſich intereſ
ſiere ſo a feins Stadtfräulein! Sie ſind wohl weit

von hier?“

verboten.

„Ja aus Berlin.“„Aus Berlin o 0 wie lang ſind's denn g reiſcht
hierher?“

„Zwei Tage
„Nur zwei Tag
„Ja heutzukage geht es ſchnell.“
„Jo, jo, man ſieht's an der Gotthardbahn die ſauſcht

a ſo dahin aber habe Sie i moan in Berlin a ſone
Berg' wie hier?“

Dominik Steiner war ganz aufgetaut.
„Nein,“ erwiderte Jſa amüſiert, „hätten wir die wür

den wir vielleicht nicht in Jhr ſchönes Land kommen.
„Was? Koane Berg'? Aber wie könne Sie lebe ohne

BergJga unterdrückte nur ſchwer ein beluſtigtes Auflachen.
Das kommt auf die Gewohnheit an, Herr Steiner.

Nicht jedes Land iſt in dieſer Hinſicht ſo bevorzugt. wie die
Schweiz, aber unſer deutſches Land hat auch ſeine Reize und
Schönheiten.“

„J koan mir's nit denke ohne Berg“
„Wir haben in manchen Gegenden auch Berge, wenn

auch nicht ſo hohe, wie hier. Doch ſagen Sie, Herr Stei
ner, haben Sie nur das eine Kind, von dem Sie vorhin
ſprachen und das droben auf der Senne iſt?“

„Jo, nur das ane.“ Der Vaterſtolz verklärte plötzlich
ſein Geſicht, „a bildſauberes Dirndl iſch's, ober ober
man ha a ſei Kummer mit ihr.“

„O, warum denn?“ fragte Jſa teilnehmend und inter
lich frohlockend, daß ſie den Alten endlich ſo weit hatte.

„Dos iſch a lange G'ſchicht,“ erwiderte Steiner und kratzte
ſich den Kopf. Nach einigem Ueberlegen begann er dann
umſtändlich zu erzählen, daß ſein Röſeli den reichen Kaſpar
Burger heiraten ſollt', aber einen armen Schiffmann im
Kopf habe und von dem Bue nicht laſſen wollte, was er,
der Vater, auch alles verſucht habe ſie von ihm zu trennen.

„Aber ſo wahr i der Dominik Steiner bin,“ ſetzte er
nachdrücklich hinzu, „daraus wird nix.“

„Sie werden Jhrem einzigen Kinde doch kein ſo harter
Vater ſein!“

„Hart? Jſch das hart, wenn i nur der Dirn ihr Befchtes
will Soll i denn zuſchaue, wie mein Haus und Held
von einem vertan werde? Tät dem Hungerleider freilt
paſſe, ſi in de reiche Hof neinſetze aber, do hätt' i z'vor
noch a Wörtli mitz'rede.“

Der Bauer war ganz aufgeregt und Jſa beobachtete ihn
eine Weile ſtumm.

„Wenn die Röſeli ihn aber doch nun einmal lieb hat?“
ſagte ſie dann.

„Lieb hot? Liebe was verſteht denn ſo a Kinds-
kopf davon Die muß ſie füge in der Eltern Wille.“

„Nehmen Sie mir meine offenen Worte nicht übel.“
Ein heller Schein leuchtete in ihren Augen, ſo daß

Steiner den Blick nicht von ihr laſſen konnte.
„Jch will Sie auch nicht beeinfluſſen,“ fuhr ſie ſort,

„was geht es ſchließlich mich, die Fremde, an, ob Jhr Röſelit
unglücklich wird oder nicht? Nur wenn Sie ſelbſt ſich
nachher nur keine Vorwürfe machen werden, wenn es
zu ſpät iſt.

„Zu ſpät?“ Der Bauer fuhr ordentlich in die Höhe.
„Ja, zu ſpät!“ ſprach Jſa unentwegt weiter, „dann

nützt keine Reue mehr, das Glück des einzigen Kindes iſt
dann zerſtört für immer doch, nichts für ungut, Herr
Steiner, ich habe mich gefreut, Sie kennen zu lernen und
danke auch noch einmal für die freundliche Auskunft. Alſo
zum Kloſter Jngenbohl darf wohl jeder gehen Schön.

Auf Wiederſehen!“
Sie reichte ihm freundlich die Hand. Steiner gab ſie

mechaniſch, wie von einer höheren Macht gezwungen. Er
brachte kein Wort heraus, ſolange er im Banne dieſe
klaren, forſchenden Mädchenaugen ſtand.

Sobald Jſa ſich jedoch gewandt hatte und einige Schrits
weitergegangen war, zuckte es in ſeinem ſtarkknochigen e
ſicht. e

„Sakriſch's Teufelsweib!“ knirſchte er halblaut zwiſche
den Zähnen, „was wollt's bei mi? Mi di Höll' heiſc,
mache mit ihre „Zu ſpät?“ daß die der nei, zu ſchad'
wär's ſo a Weib mit ſone Auge, die einem in die See
guckel werd nach Morſchach geh'n, daß ſe nit de Röſel
a betört das Teufelsweib, das (Fortſetzung folgt.)

Initgeteilt wird, befinden ſich jetzt

der erſt
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kürzlich an Ort und Stelle die Lage der deutſchen Minder
heiten in Polen unterſucht hat.

Darin wird ausgeführt, daß Polen unker dem Agrar-
reformgeſetz ſich Verletzungen der Minderheikenverträge
habe zuſchulden kommen laſſen, was ſich durch Beiſpiele be
legen laſſe, die zeigen, daß die polniſche Agrarreform unge
recht durchgeführt werde, indem die deutſchen Beſitzer un

verhältnismäßig mehr Boden abzukreten haben als die pol
niſchen.

Bei ihnen werde das Geſamtareal einſchließlich Wald
und unfruchtbare Ländereien zur Grundlage der Aufteilung
genommen, während die Errechnung des abzutretenden
Teils in dem Fall, daß der Beſitzer Pole iſt, unter Aus
ſchluß der Forſten, Marſchen, Heide uſw. erfolge. Ferner
werde da, wo das Beſtehen einer Milchwirtſchaft, einer
Zuckerfabrik oder einer Brennerei es erheiſche, daß den Be
ſitzern mehr als das Minimum von 160 Hektar belaſſen

werde, das zuſätzliche Areal immer bewilligt, wenn der
Eigentümer Pole ſei, währende es oft verweigert werde,

wenn Deutſche Eigentümer ſeien.
Wenn ungerechte Diskriminierungen gegen nationale

Minderheiten feſtgeſtellt ſind, dann iſt es von höchſter Be
deutung, daß die Angelegenheit im Völkerbundsrat oder

beſſer noch im Rat und in der Vollverſammlung vorgebracht
werde.

Danzig und Polen.
Strasburger entſchuldigt ſich.

Danzig, 15. Auguſt.
Amtlich wird mitgeteilt:
„Durch Vermittlung des Hohen Kommiſſars des Völker

bundes, Grafen Graving, ſind inzwiſchen dem Präſidenten
des Senaks, Dr. Ziehm, und dem diplomatiſchen Vertreter
der Republik Polen, Miniſter Dr. Strasburger, Erklärungen
gausgekauſcht in bezug auf das vor einiger Zeit der Oeffent
lichkeit mitgeteilte und vielfach erörkerte Rücktrittsgeſuch Dr.
Skrasburgers, durch die eine Klarſtellung der Angelegenheit

herbeigeführt iſt. Die hierbei von Dr. Strasburger abgege-
benen Erklärungen haben es dem Präſidenten des Senats,
Dr. Fiehm ermöglicht, die ſeit jenem Vorfall unkerbrochenen
perſönlichen Beziehungen zu Miniſter Strasburger wieder
aufzunehmen.

Deutſche Tagesſchau.
40prozenkige Notkendeckung?

Die Kapitalanlage der Reichsbank hat ſeit dem letzten Aus
weis eine weitere beträchtliche Entlaſtung erfahren. Es iſt da
mit zu rechnen, daß im Medio- Ausweis der Reichsbank wieder

eine 40prozentige Deckung der Noten durch Gold und Deviſen er
reicht oder ſogar leicht überſchritten wird. Analog der Entlaſtung

auf Wechſel und Scheckkonto hat ſich auch der Notenumlauf wei
ter vermindert.

Wiedereröffnung der Börſen vorläufig noch zweifelhaft.
Es erſcheint durchaus noch zweifelhaft, daß eine Wiederer

öffnung der Börſen noch in dieſem Monat ſtattfinden wird. Eine
miniſterielle Entſcheidung iſt nicht vor Montag, den 17. Auguſt,
zu erwarten. Sowohl in Kreiſen des Miniſteriums als auch von
anderer Seite ſcheinen wegen einer Börſeneröffnung am 20. Au

ſt noch Bedenken zu beſtehen
Handwerkerverktreter beim Reichskanzler.

Reichskanzler Brüning hat den Reichsverband des Deut
ſchen Handwerks davon unterrichtet, daß die vom Reichsverband
beantragte Beſprechung mit Vertretern der berufsſtändiſchen
Spitzenorganiſationen am Freitag, den 21. Auguſt ſtattfinden wird.
Die Vertreter der handwerklichen Spitzenverbände werden dieſe
Ausſprache zum Anlaß nehmen, die Wünſche des Handwerks zu
einer Umgeſtaltung der Wirtſchaft zum Vortrag zu bringen.

Nationalſozialiſt erſchoſſen.
Nach der Stadtverordnetenſitzung in Limbach (Sa.) ſammel-

ten ſich auf den Straßen der Stadt größere Menſchenmengen
an, wobei es zu Schlägereien und Meſſerſtechereien zwiſchen
Kommuniſten und Nationalſozialiſten kam. Hierbei wurden vier
Perſonen ſchwer verletzt. Gegen 1 Uhr nachts wurde auf der
Hohenſteiner Straße ein in ſeine Wohnung zurückkehrender Na
tionalſozialiſt von bisher unbekannten Perſonen angeſchoſſen. Der
Schwerverletzte iſt kurz nach ſeiner Einlieferung in das Stadt
krankenhaus verſtorben.

Kauft deutſches Gemüſe.
Wie aus Marſeille (Frankreich) berichtet wird, hat die

nationale Vereinigung der Frühgemüſe- und Südfrüchte
Exporteure ein geharniſchtes Schreiben an den Handels

miniſter Rollin gerichtet, in dem ſofortige Maßnahmen
zum Schutze der Exportintereſſen verlangt werden. Es
handelt ſich dabei vorwiegend um die Ausfuhr von Früh-
gemüſen und Südfrüchten von Frankreich nach Deutſchland.
Jn dem Schreiben heißt es u. a.: „Die franzöſiſche Land
wirtſchaft kann nicht ſolange warten wie die Jnduſtrie,
deren Erzeugung herabgeſetzt werden kann. Wenn nicht
innerhalb ganz kurzer Zeit die Ausfuhr der Bodenprodukte
wiederhergeſtellt wird, ſo wird die franzöſiſche Landwirt
ſchaft einen ſchweren Schaden erleiden“. Hierzu ſei bemerkt,
daß die deutſche Wirtſchaft noch größeren Schaden hat durch
die Einfuhr von Gemüſe und Obſt in der Jetztzeit, wo deut
ſches Gemüſe und deutſches Obſt in ausreichenden Mengen,
in guter Qualität und zu angemeſſenen Preiſen zur Ver
fügung ſteht. Da durch Regierungsmaßnahmen die Einfuhr
nicht in dem erwünſchten Maße gehemmt werden kann,
wird an die deutſche Hausfrau die Mahnung gerichtet, nach
allen Richtungen die deutſchen Erzeugniſſe zu bevorzugen,
damit das Gold für derartige Waren in Deutſchland bleibt.
Auf dieſe Weiſe wird auch der Finanzkriſe wirkſam ent
gegengewirkt.

Walker nach Karlsbad abgereiſt. Der Neuyorker Bürger
meiſter J. Walker reiſte von Berlin zu einem 14tägigen Aufent
o nach Karlsbad. Anſchließend wird er nach Süddeutſchland
ahren.

Studienreiſe ſowjetruſſiſcher Arbeiter nach Jkalien. Dreihun
dert ſowjetruſſiſche Arbeiter ſind in Genug eingetroffen. Sie
haben ſich zur Beſichtigung von Jnduſtrieanlagen nach Turin
begeben.

Ueberreichung des katalaniſchen Stkakuks. Das katalaniſche
Statut iſt in einer feierlichen Sitzung der ſpaniſchen Regierung
durch Präſident Macia überreicht worden.

Keine Lohn- und Gehalksſteuer in England. Schatzkanzler
Snowden dementierte nachdrücklich die Meldung, daß er eine
ſieben bis zehnprozentige Steuer auf Löhne und Gehälter er
wäge.

Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 17. Auguſt 1931

Die Heide blüht! Jetzt iſt es ſoweit. Ueberall in
in unſeren heimatlichen Wäldern hat das Heidekraut ſeine
roten Blüten entfaltet und lockt den Wanderer zu beſchau
licher Raſt in dieſer duftenden Blütenfülle. Folgt ſeinem
Ruf, genießt am Wochenende noch einmal den ganzen
Zauber unſerer ſchönen Heide. Und wenn Ihr ein An
denken mit nach Hauſe nehmt, ſeid hier nicht unbeſcheiden:
Wer nach Euch kommt, will auch ein wenig Freude haben!

Der „Blumentag für Blinde“ hatte in unſerer Stadt
das erfreuliche Ergebnis von 91,18 RM. Allen freund
lichen Gebern ſei hierdurch herzlichſt gedankt im Namen
der Blinden, denen dieſe Gabe zu gute kommt. Beſonderer
Dank ſei hiermit den jungen Damen ausgeſprochen, die
das mühſame und anſtrengende Geſchäft des Sammelns
freudig übernommen und durchgeführt haben: Fräulein
Erna Beſigk, Lucie Beſigk, Helene Ettlich, Elſe Gerber,
Elfriede Stechert. Helene Theer, Annelieſe Thieme und
Gertrud Weber. Allen, den Sammlerinnen und den
Gebern, möge es aufs neue Freude gemacht haben, daß
ſie zur Linderung der Not haben helfen können an einer
Stelle, wo dieſe Not beſonders ſchwer empfunden wird.

Vom Landjägerpoſten Bergwitz wird uns mitgeteilt,
daß die im vorigen Herbſt dem Gaſtwirt DöringBergwitz
von ſeinem Felde zwiſchen Bergwitz und Kemberg abhanden
gekommene Kartoffelſchleuder nunmehr am Sonnabend
wiedergefunden wurde. Sie war auf dem Wittigſchen
Grundſtück vergraben.

Das Spiel auf der Straße. Nach einem Bericht
des Statiſtiſchen Reichsamtes im Jahre 1928 wurden nicht
weniger als 772 tödliche Unglücksfälle (550 Knaben und
222 Mädchen) von Kindern im Alter von 5——-14 Jahren
durch Ueberfahren verurſacht Das bedeutet ein reichliches
Drittel aller tödlich verunglückten Schulkinder (insgeſamt
2099). Dem Verkehr mit Kraftfahrzeugen fielen allein 622
Kinder zum Opfer. Der Bericht weißt ausdrücklich darauf
hin, daß die meiſten der tödlichen Unglücksfälle beim Spielen
auf der Straße entſtanden ſind. Darum ſei immer wieder
auf die große Gefahr hingewieſen, die ſpielende Kinder auf
verkehrsreichen Straßen ſtändig umlauert.

Deutſch ſei dein Brot! Auch Notzeiten können
Gutes erwirken. Dieſe Tatſache tritt im Zuſammenhang
mit unſerer Finanznot wieder in Erſcheinung. Die Deutſche
Allg. Ztg.“ vom 15. Juli meldet, daß in der Zentralmarkt
halle in Berlin am 14. Juli faſt ausſchließlich deutſche
Lebensmittel gekauft wurden, weil die Holländer und Dänen
für ihre Tomaten, Gurken, Eier, Butter uſw. faſt aus
nahmslos keine Reichsmark annehmen wollten, ſondern die
Bezahlung in Deviſen forderten. Dadurch waren die deut
ſchen Händler, die ſonſt auch Auslandsware gekauft hätten,
genötigt, ſich vollkommen mit den reichlich vorhandenen
Lebensmitteln deutſcher Herkunft einzudecken. Daß ſich unſer
Staat nicht auf internationale politiſche und wirtſchaftliche
„Beziehungen“ verlaſſen kann, iſt weſentlicher Anlaß zu
dem überſtürzten Einbruch der Finanzkriſe. Es iſt numnehr

Zu hoffen, daß akich dem letzten Deutſchen die Augen auf
gehen und die Einſicht Allgemeingut wird, daß eine ge
deihliche Entwicklung unſeres Vaterlandes nur auf dem
Boden einer geſunden Nationalwirtſchaft vor ſich gehen
kann und ein Volk nur dann innerlich erſtarkt, wenn es
ſich vom fremden Geiſt und fremden Gut frei macht und
ſeine eigene Produktion ſtützt, in der Stadt und auf dem
Land.

Sparmaßnahmen als wichtiger Kündigungsgrund. Das
Sächſiſche Oberverwaltungsgericht hat neuerdings entſchie
den, daß im Rahmen von Sparmaßnahmen der Gemeinden
gegebenenfalls auch zur Kündigung kündbarer Gemeinde
beamter geſchritten werden könne. Dieſe Entſcheidung iſt für
alle Gemeinden von grundſätzlicher Bedeutung. Das Ober
verwaltungsgericht hat in den Entſcheidungsgründen darauf
hingewieſen, daß es ſchon wiederholt grundſätzlich anerkannt
habe, daß die ungünſtige Wirtſchaftslage der Gemeinden
und die deshalb notwendige Einſchränkung der Gemeinde
ausgaben im Einzelfall ein wichtiger Grund zur Kündigung
von Beamten ſein könne. An dieſen Entſcheidungen werde
feſtgehalten. Nach dem grundſätzlichen Standpunkte, den
der Senat eingenommen habe, müſſe anerkannt werden, daß
die folgerichtig durchgeführte Nichtwiederbeſetzung frei wer
dender Stellen von Beamten und Angeſtellten und die
Kündigung kündbarer Beamten geeignete Maßnahmen zur
wirkſamen Entlaſtung des Gemeindehaushaltes ſein können

Clöden, 14. Aug. Die Heuſſchreckenplage hat in der
hieſigen Gegend, wie jetzt feſtſteht, etwa 1000 Morgen
Wieſe gänzlich vernichtet. Von einem Graswuchs iſt auf
den betroffenen Stellen überhaupt nichts mehr zu ſehen.
Dieſer Tage fanden zwiſchen Landrat Dr. Nieſe, Vertretern
der Verſuchsanſtalt der Landwirtſchaftskammer in Halle
und der Wirtſchaftsberatungsſtelle in Jeſſen noch einmal
eingehende Beſprechungen und eine Beſichtigung der ver
nichteten Wieſen ſtatt. Die nächſte Aufgabe muß ſein, das
für die Benutzung der Bekämpfungsmittel nötige Geld zu
ſchaffen. das von den Landwirten allein nicht aufgebracht
werden kann

fverkrag für milteldeutſche Straßenarbeiter
allgemeinverbindlich.

Durch Entſcheidung des Reichsarbeitsminiſters iſt der
Bezirksmanteltarifverträg für die Straßenwärter und ſtän
digen Straßenarbeiter Mitteldeutſchlands nebſt Protokoll
erklärung in der Faſſung vom 4. April rückwirkend ab 1.
Auguſt für den Bereich der Freiſtaaten Anhalt und Braun
ſchweig und der Provinz Sachſen für allgemeinverbindlich
erklärt worden.

Wirkſchaftsnot kreibt in den Tod.
Huerfurk. Der Kaufmann Karl Klein au, Jnhaber

eines optiſchen Fachgeſchäftes, hat ſich er hängt. Aus hin
terlaſſenen Briefen geht hervor, daß er die Tat wegen wirt
ſchaftlicher Sorgen begangen hat.

Wer ſteckke das Kaufhaus in Brand?
Der Geſchäftsinhaber vom Verdacht freigeſprochen.
Sangerhauſen. Das Nordhäuſer Schwurgericht ver

handelte hier den Brandſtiftungsprozeß Ziemer. Der
Angeklagte, Paul Ziemer, Jnhaber des Modehauſes
Ro ſe in Sangerhauſen, war beſchuldigt, in ſeinem Geſchäft
einen Brand angelegt zu haben, um ſich mit Hilfe der Ver

ſicherungsſumme über finanzielle Schwierigkeiten hinweg
zuhelfen. Der Verdacht der Brandſtiftung war aufgekom
men, weil außer dem eigentlichen Brandherd eine zweite
Brandſtelle vorhanden war, für deren Entſtehen keine Er
klärung gefunden wurde, auch wollten die Löſchmannſchaften
Spuren von Spiritus gefunden haben.

Zu dem Prozeß wurden 49 Zeugen und drei Sachver
ſtändige geladen. Die Beweisaufnahme fiel jedoch zu
Gunſten des Angeklagten aus. Es wurde feſtgeſtellt, daß
ſich zur fraglichen Zeit eine un bekannte Perſon auf
dem Hofe des Grundſtücks in verdächtiger Weiſe zu ſchaffen
gemacht hatte. Der Staatsanwalt beantragte eine Zuchthaus
ſtrafe von drei Jahren und drei Monatken, während der
Verteidiger auf Freiſpruch plädierte. Der Angeklagte wurde
freigeſprochen. Der Haftbefehl wurde aufgehoben.

Mühlhauſen i. Thür. Todbringendes Fern-
g a s. Jn der mit Ferngas verſorgten Ortſchaft Goer
mar vergiftete ſich ein Einwohner durch Einatmen von
Leuchtgas. Das Motiv der Tat iſt in wirtſchaftlichen Ver
hältniſſen zu ſuchen. Jn dieſer Woche haben ſich nun ſchon
drei Todesfälle durch Gasvergiftung ereignet.

Unglück in der Kurve fordert Todesopfer.
Aſchersleben. Auf der Landſtraße AſcherslebenGüſten

fuhr der Wagen eines Bierverlegers und Mineralwaſſer-
fäbrikanten aus Aſchersleben an einer kleinen Kurve zu weit
nach links und gegen einen dort befindlichen Bordſtein und
ſtieß mit zwei entgegenkommenden Radfahrern zuſam-
men. Einer von dieſen wurde durch den Anprall in den
Straßengraben geſchleudert, während der andere mit dem
Kopf durch die Windſchutzſcheibe fiel und auf dem Steuerrad
liegen blieb. Beide Radfahrer, zwei Wanderburſchen, haben
ſchwere Knochenbrüche und Schädelverletzungen davonge
tragen. Der Schwerſtverletzte, ein Schloſſer aus Breslau,
iſt bald danach geſtorben.

Jnduſtrieabwäſſer vergiften die Flußläufe.
Uebigau (Kr. Liebenwerda). Das Fiſchſterben

in der Schwarzen Elſter nimmt von Jahr zu Jahr mehr zu.
Der Fiſchbeſtand hat bereits ganz erheblich ab
genommen. Die Hauptſchuld hieran ſchiebt man der
ZelluloſeJnduſtrie in Sachſen zu. Auch die benachbarten
Waſſerläufe, die Elſterwaſſer erhalten, haben ſeit langem
unter Fiſchſterben zu leiden.

Sparprogramm des Magiſtrats in den Haupkpunkten
abgelehnk.

Zwangsekat droht!
Magdeburg. Auf der Tagesordnung der Ferienſitzung

der Stadtverordneten ſtand die Beratung des 4Millionen
Defizits. Die Rechtsfraktion ließ durch ihren Sprecher er
klären, daß die für den Etat verantwortlichen Parteien die
alleinige Schuld an den zu ſpät getroffenen Maßnahmen
n müſſe. Die Rechtsfraktion habe ſich der Stimme ent

alten.
Oberbürgermeiſter Reuter erklärte, daß das Millio-

nenDefizit auf jeden Fall gekommen wäre, welche Etat
politik auch hätte betrieben werden können. Es wäre zu
bedauern, wenn die Stadtverordnetenverſammlung den
Magiſtrat bei ſeiner Sanierungsarbeit im Stiche ließe. Der
Magiſtrat werde dann gezwungen ſein, ſich an die Auf
ſich t s b e hörde zu wenden und es wäre durchaus mög
lich, daß es dann zu noch ſchärferen Streichungen
kommen würde.

Jn der Abſtimmung wurden die Etatſtreichungen
des Magiſtrats von 960 000 Mark und die Kürzung der
Unterſtützungsrichtſätze um zehn Prozent mit den
Stimmen der Soßialdemokraten und der Staatspartei ber
Stimmenthaltung der Rechtsfraktion „zur Kenntnis genom
men“. Die Verdreifachung der Bürgerſteuer, ein Hauptpunkt
des Sparprogramms des Magiſtrats, wurde gegen eine
Stimme abgelehnt. Die Theatervorlage, die einen
Betrag von 865 000 Mark vorſieht, wurde bei Stimment-
haltung der Rechten von den Sozialdemokraten und der
Staatspartei angenommen. Das Arbeitsbeſchaf
fungsprogram m über 307 000 Mark fand einſtimmige
Genehmigung.

Die Aufräumungsarbeiten bei Jüterbog beendet.
Halle (Saale). Die Aufgleiſungsarbeiten an der Unfall

ſtelle bei Jüterbog ſind geſtern mittag beendet worden.
Ab 13 Uhr wurde der zweigleiſige Betrieb wieder aufgenom
men, vorläufig mit verminderter, von heute ab vorausſicht
lich mit voller Geſchwindigkeit. Die Arbeiten ſind in fünf
Tagen unter Zuhilfenahme von zwei ſchweren Kränen zu
je 60 Tonnen Tragſähigkeit erledigt worden.

Bankkrach in Halle.
Halle. Das alte halliſche Bankhaus L. Schönlicht hat

am Sonnabend die Zahlungen eingeſtellt. Die
Jnſolvenz ſteht, wie wir erfahren, im Zuſammenhang mit
dem Zuſammenbruch verſchiedener induſtrieller Firmen ſowie
damit, daß infolge von Zahlungsſchwierigkeiten mehrerer
Banken in den letzten Monaten ſtärkere Geldabzüge zu ver
zeichnen waren. Über den Status läßt ſich im Augenblick
noch nichts ſagen.

Meſſerüberfall eines enklaſſenen Pakienken.
Gablonz. Die Oberin des Gablonzer Krankenhauſes iſt

in dem Korridor des Schweſternhauſes von einem jungen
Mann überfallen und mit einem Meſſer im Geſicht und an
den Händen ſchwer verletzt worden. Es gelang dem
Täter zu entkommen. Nach der Anſicht hinzugeeilter
Schweſtern handelt es ſich um einen früheren Patienten des
Krankenhauſes namens Lorenz Savel, der am 6. Auguſt aus
dem Krankenhaus entlaſſen worden war. Was ihn zu der
Tat veranlaßt hat, iſt noch nicht bekannt.

Zwei Unkerſuchungsgefangene enkflohen.
Treuen (Kr. Zwickau). Aus dem hieſigen Gerichtsge-

bäude ſind die Unterſuchungsgefangenen Wilhelm Schneider
und Dreſſel aus Unterlauterbach entflohen, nachdem ſie dem
Hauptpachtmeiſter Ullmann die Torſchlüſſel entriſſen und den
Gefängniswärter, der den Sittlichkeitsverbrecher
Dreſſel feſthalten wollte, nieder geſchlagen und
ſchwer verletzt haten.

Die Briefe der Krankenſchweſter.
Leipzig. Vom Unterſuchungsrichter iſt nunmehr der

Brief, den die Krankenſchweſter Flora Müller an den
ſtädtiſchen Finanzdezernenten Stadtrat Dr. Böhme ge
richtet hatte, geöffnet worden; jedoch gibt dieſer Brief ent
gegen den Angaben der Schreiberin keinen Aufſchluß über
die Motive der Tat, ſondern er enthält lediglich allgemeine
Klagen darüber, daß man ſich beim Perſonalamt zu wenig
der Beſchwerden der Krankenſchweſter der
Oberin des Krankenhauſes St. Jakob gegenüber angenom
men habe. Über die tieferen Gründe der Tat und über den
geiſtigen Zuſtand der Müller vermag nur ein von ihr bereits
am Sonnabend gerichteter Brief an ihre Mutter Aufſchluß



zu geben. Aus dem Schreiben geht hervor, daß ſich die
Müller in ſchwerer ſeeliſcher Bedrängnis be
funden habe. Nach Wiederholung der Vorwürfe ge gen
die Oberin wird in dem Brief erklärt, der Kampf gegen
die Vorgeſetzte habe ſie, die Müller, zermürbt. Deshalb habe
ſie beſchloſſen, freiwillig aus dem Leben z u
ſcheiden.
Vorunkerſuchung gegen Krankenſchweſter Müller eröffnet.

Leipzig. Die Vorunterſuchung gegen die Kranken
ſchweſter Flora Müller, die am Sonntag den Kranken
hausVerwaltungsdirektor Dr. Lehmann erſchoſſen hat,
iſt nunmehr eröffnet worden. Der Unterſuchungsrichter wird
zur Klärung des Falls auch die Akten des vom Perſonglamt
der Stadt Leipzig gegen die Müller eingeleiteten Diſgiplinar
verfahrens und der Privatklage hinzuziehen, die die Oberin
des Krankenhauſes St. Jakob gegen Flora Müller ange
ſtrengt hat.

Ein falſcher Fürſorgebegmter.
Leipzig. Bei einem Fürſorgeempfänger in Leipzig

Gohlis erſchien ein unbekannter etwa 40 Jahre alter Mann,
der ſich als Beamter des Fürſorgeamtes vorſtellte. In der
Wohnung „verſchrieb“ der „Beamte“ verſchiedene Heilmittel
und verlängte als Bezahlung den Betrag von 15 Mark, er
hielt jedoch, da nicht mehr Geld im Hauſe war, nur 12 Mark,
womit er verſchwand. Durch die Nichtlieferung der beſtellten
Heilmittel kam der Betrug heraus.

Eine ganze Muſikkapelle geſtohlen.
Leipzig. Aus verſchiedenen im erſten Stock eines Grund

ſtücks in der Roſenthalgaſſe gelegenen Zimmern ſind mehrere
Muſikinſtrumente im Werte von etwa 1200 Mark ſowie eine
Herrenankertaſchenuhr mit Kette geſtohlen worden, die Ei
gentum von Mitseliedern einer im gleichen Grundſtück gaſtie
renden bayriſchen Muſikkapelle ſind. Vermißt wurden die
Jnſtrumente, als gegen 18 Uhr das Konzert beginnen ſollte.
Die Täter ſind entkommen.

Neues aus aller Welt.
Rennbahn- und Wettſchwindler feſtgenommen. Jn

Berlin trieb ſeit längerer Zeit ein gefährlicher Wett
ſchwindler ſein Unweſen. Seine Opfer ſuchte er in den Krei
ſen von Wett Intereſſenten und bei Gaſtwirten. Den Be
amten der Dienſtſtelle F. 9 gelang es, ihn in einem Reſtau
rant zu ermitteln und feſtzunehmen, als er gerade wieder
einen Gaſtwirt hineinlegen wollte. Er verſuchte zunächſt,
die Beamten durch Angabe eines falſchen Namens zu täu
ſchen, die ihn aber dann durch den Erkennungsdienſt ſehr
ſchnell als den ſchon ſeit langem geſuchten Schwindler feſt
ſtellen konnten. Es handelt ſich um den 49 Jahre alten Wil
helm Jockiel, der bereits von anderen Polizeidienſtſtellen
ebenfalls geſucht wird. Geſchädigte wollen, ſoweit ſie dies
nicht ſchon getan haben, ſich bei der Krimingalinſpektion
F. 9, Friedenſtraße 2 (Telefon: Königſtadt 2027) melden.

Liebestragödie auf offener Straße. Jn Breslau
ereignete ſich eine Liebestragödie, der zwei junge Menſchen
zum Opfer fielen. Die 19 Jahre alte Verkäuferin Käte
Niedergeſäß wurde von ihrem ehemaligen Liebhaber, dem
Bauſchloſſer Max Lillge aus Breslau, auf offener Straße
durch vier Stiche in den Rücken und in die Bruſt ermordet.
Die Ermordete befand ſich mit ihrem jetzigen Bräutigam
auf dem Wege zum „Wappenhof“, wo ſie an einem Ver
gnügen mit ihren Eltern teilnehmen wollte. Jhr Beglei
ter wurde bei der Abwehr der Stiche ſo erheblich verletzt,

daß er ins Krankenhaus geſchafft werden mußte. Der
Täter beging darauf Selbſtmord, indem er ſich den Dolch
mehrere Male in die Bruſt ſtieß.

Brand in einer Texkilmaſchinenfabrik. Auf bisher noch
ungeklärte Weiſe entſtand in dem Werksgebäude der Firma
Schläfhorſt u. Co. in Gladbach-Rheydt, eine der be
deutendſten Textilmaſchinenfabriken Deutſchlands, ein Groß
brand. Der Herd des Feuers lag in der großen Vorrats
halle, in der rieſige Holzſtapel und große Mengen Holz
wolle auf Lager gelegt waren. Jn kurzer Zeit ſchlugen
haushohe Flammen empor, die eine ſtarke Hitze erzeugten,
wodurch die ſofort herbeigeeilte Feuerwehr in ihren Löſch
arbeiten ſtark behindert wurde. Die unmittelbar an das
Lagergebäude grenzende große Arbeitshalle und die Ma
ſchinenfabrik gerieten in ernſte Gefahr. Ein Schuppen, der
mit Oel und Fettvorräten angefüllt war, drohte Feuer zu
fangen. Die Feuerwehr konnte jedoch das Uebergreifen der
Flammen verhindern. Der Schaden beläuft ſich auf etwa
125 000 Mark. Da die Arbeitsräume keinen Schaden ge
litten haben, wird die Arbeit fortgeſetzt.

Entſchleierte Kommungalpolitik
Aufgabenabbau tut not. Wenn die Selbſtverwaltung

ihre hiſtoriſche Aufgabe in dieſen Tagen erkennt, verſucht
ſie, Meiſter zu ſein in kluger Selbſtbeſchränkung. Damit
allein kann ſie die Selbſtverwaltung in beſſere Zeiten hin
überretten, damit allein kann ſie der Regierung helfen, von
der ſie ſchließlich ihre finanzielle Sanierung erwartet, damit
allein verhindert ſie den ſtaatlich ernannten Bürgermeiſter
nach italieniſchem Muſter. Nach der ganzen Lage in Deutſch
land und in der Welt bleibt kein anderer Weg als der der
radikalen Einſchränkung, wollen wir nicht die
Finanzpolitik des Reiches auf das ſtärkſte gefährden.

Dieſen Weg der Selbſtbeſchränkung geht jetzt der
Deutſche Städtetag mit einem Sparpro-
gramm, das die Grundlage für die kommenden geſetz
lichen Regelungen ſein ſoll. Mit dieſen Sparmaßnahmen
wird von dem zu erwartenden Defizit aller Gemeinden von
800 Millionen Mark für das laufende Jahr nur ein Teil,
250 Millionen Mark, gedeckt werden können. Die reſtliche
Entlaſtung ſoll von einer anderweitigen Regelung der Wohl
fahrtserwerbsloſenlaſten durch das Reich kommen. Der Auf
gabenabbau betrifft in ſtärkſtem Maße Schule und Bildung,
das Wohlfahrtsweſen, die Bauwirtſchaft, das Geſundheits
weſen, ſowie ſchließlich eine weitere Herabſetzung der Löhne
und Gehälter in Reich, Ländern und Gemeinden Es ſoll
dies nicht in Form eines Gehaltsabbaues geſchehen, ſondern
dadurch, daß die bisher nichtverſicherungspflichtigen Beam
ten und höheren Angeſtellten der Privatwirtſchaft mit Bei
trägen zur Arbeitsloſenverſicherung herangezogen werden.

Der Plan erhebt Anſpruch darauf, eine Geſammt
löſ ung der ſchwebenden Probleme zu ſein. Dem iſt aber
leider nicht ſo. Wenn es auch erfreulich iſt, daß jetzt
gehandelt werden ſoll und es muß gehandelt werden, weil
im Winter, nach den Schätzungen Prof. Wagemanns, des
Präſidenten des Statiſtiſchen Reichsamtes, mit mindeſtens
7 Millionen Arbeitsloſen zu rechnen iſt ſo bleibt doch
der Eindruck. daß weſentliche Probleme auch bei
dieſen Vorſchlägen nicht einmal berührt worden
ſind. Wir brauchen in dieſem Zuſammenhang nur auf die
überſteigerte privat wirtſchaftliche Betätigung
der Großſtädte hinzuweiſen (Berlin iſt an etwa 200
Unternehmen führend beteiligt. Außerdem könnte die
Wohltätigkeit ſehr wohl im eigenen Hauſe beginnen. Eine

Erklärung des Präſidenten des Deutſchen Städtetages (der
nebenbei bemerkt ein doppeltes Reichsminiſtergehalt be
zieht) über eine Rationaliſierung der Vielheit der kommu
nalen Spitzenverbände würde ſicher viel Anklang finden.

Hinſichtlich der etwa 1,5 Milliarden Mark an kurz-
friſtigen Krediten und ihrer Deckung iſt eine Stel
lungnahme nicht möglich, da hier die Erklärungen des
Städtetages wenig poſitiv ſind. Bei einer Steigerung der
Wohlfahrtslaſten aller Gemeinden von 270 Millionen Mark
1929 auf 605 Millionen Mark 1930 und wahrſcheinlich rund
eine Milliarde Mark 1931, iſt der Zuſammenhang mit der
kurzfriſtigen Verſchuldung deutlich erkennbar. Hier liegt der
Angelpunkt der ganzen kommunalen Sanierung. Wird dieſe
Frage nicht gelöſt, wird das übrige Programm leider auch
nur ein Torſo bleiben.

Siebenbürgen, Land des Segens.
Einen Abend des Auslanddeutſchtums werden wir

Freitag mit dieſem Leitmotiv veranſtalten. Er ſoll den
Auftakt zur Werbewoche des Vereins für das Deutſchtum
im Ausland bilden, die die Gruppen des Landesverbandes
Provinz Sachſen und Anhalt im September des Jahres
veranſtalten.

Der Verein der Siebenbürger Sachſen und die Ver
einigung ſächſiſcher Hochſchüler aus Siebenbürgen, beide in
Wien, werden neben Geſang, Tanz und Vorträgen ein
Trachtenſpiel vorführen Frau Thusnelda HenningHermann,
eine bekannte Schriftſtellerin und Vortragskünſtlerin, iſt
die Leiterin der Gruppe. Sie hat das Stück verfaßt und
einſtudiert. Frau Henning Hermann iſt die Witwe des
Wiener Direktors Dr. Karl Henning und Schweſter des
Malers Profeſſor Hermann

Der gleiche Abend erregte in Wien Aufſehen. Die
Blätter brachten durchweg lange, günſtige Beſprechungen.
Im Spiel ſind 27 Perſonen, alle in echten Trachten, auf
der Bühne, die eine Schäßburger Bauernſtube, reich mit
Krügen und Stickereien geſchmückt, darſtellt. Wir erleben
im Hauſe des Kirchenvaters einen Sonntag Nachmittag,
der allerlei Ereigniſſe bringt. Eine glückliche Miſchung
von Bauernleben und ſtädtiſcher Einſtellung. Ein Vor
ſpruch gibt eine ergreifende Schilderung des Geſchickes der
Siebenbürger Sachſen vor 800 Jahren, die ſeinerzeit das
dortige Land beſiedelten und ſo oft harte Kämpfe mit den.
Türken beſtanden haben.

Lieder in heimiſcher Mundart, Gedichte, Reigentänze,
bilden eine wunderbare Abwechslung im Programm. Die
Vortragskunſt der Leiterin, die mit tiefer Beſeeltheit und
dramatiſchem Schwung ſich in das Weſen und den Stil
der Dichtung einfühlt, erfreut überall

So möge auch bei uns die luſtige Schar eine freund
liche und herzliche Aufnahme finden und uns einige Stunden
der Erbauung bringen, in dieſer Zeit der großen Leere an
ſchöngeiſtiger Koſt und des Haſtens um das liebe Leben.

Für die Unterbringung der Mitſpieler benötigen wir
vom Freitag mittag bis Sonnabend früh noch einige Quar
tiere. Wir bitten unſere Freunde, uns dieſe zur Verfügung
zu ſtellen. Anmeldung bei Herrn Rektor Rößler.

Ortsgruppe Kemberg.
ſt

Friſ ches e n unim EEeeleeeeee] ind
nnnsc e e sFetthüclinge ſetzt et es et vammeſſſene

eingetroffen e Empfehle dazu alle Sorten Dienstag früh 7 Uhr
e Kullſarben SpeckkuchenNeuen Magdeburger Lacke, Firniß, Terpentin, Sieccativ

Ernſt BerndtSauerkohl ZFerüge Fuhdoden, Fenſter

ſt und Küchenmöbelfarbenn Nudog Huhn J Empfehle, da großer AnbauPrima friſches KReue 9chablonens 8 Sichelleim, Gips, Schlemmkreide Id0 Tomaoten
Hammeiflesen Carbolineum, Eisenlack 0

Lederlack, Fussbodenöl, Mopöl zn Bohnerwachs, alle Arten Pinsel ſpottbillig
empfiehlt Rohrnägel, Pappnägel ferner alle anderen

Ernst Bachmann J. G. Glaubig G e ü ſ e
billig

H. Leue, Gärtner

Verein für das Deutſchtum im Auslande

Am Freitag, den 21. Auguſt, abends 9 Ahr
im Hotel Blauer Hecht

Slebenbürgen, Land des segens
Ein Trachtenſpiel mit Tanz, Geſang und Vorträgen

verfaßt und einſtudiert von Thusnelda Hennig Hermann,

Aufgeführt von Mitgliedern des Vereins Siebenbürger
Sachſen in Wien und der Vereinigung ſächſiſcher Hoch

ſchüler aus Siebenbürgen in Wien

Eintritt 50 Pfennig, Erwerbsloſe die Hälfte
Dex Reinertrag wird verwendet zur Unterſtützung unſerer

z in Not befindlichen Volksbrüder im Auslande
Um zahlreichen Beſuch bittet

S die Ortsgruppe Kemberg
Rektor Rößler, Lehrer Ludwig, R. Arnold jun

fiel Louis Richter
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9Für die gut angezogene Frau
ist der beste Berater in allen 0

Kleidungsfragen

E.
Vobachks Zeitsckrift für elegante Moden

Das Modenblatt der eleganten Dame.
Monatlick ein starkes Heft für nur 90 Pf.

e

henenrntehranzschleifen
Rich. Arnold, Kemberg.

9 9 9 9 9 9 9 9 9 9

e

empfiehlt in reicher Auswahl
Prächtige Ausstattung, mit Gratis Schnittmusterbogen

und gebrauchsfertigem Aufbügelmuster sowie einem
Gutschein für einen fertigen Vobach- Schnitt nach Wahl

I Sändig vorrätig und im Ab t zu beziehen durch die Buchhandlung ZerBbsker

e Pferclemarkt- Lotterie
e d e ZiehungM morgen DienstagAlle Schulbedarfs J e
F und Zeichen Artikel

RichardArnold, Kemberg

empfiehlt zum Schulanfang

Richard Arnold, Leipziger skraße und Markt

e e

Gestorben
16. 8. 1931 20 Vhr

Geboren
25. 7. 1918

Unsere licbe, gute, unvergeßliche

Herta
nach langen in Geduld ruhig ertragenen schweren Leiden.

Dies Zeigt tiefbetrübt an im Namen aller Hinterblienen
Familie Albert Holzwig

Rotta, den 16. August 1931

Die Beerdigung findet am Mittwoch, den 19. August,
nachmittags 145 Uhr statt

2 bis 3 Morgen

Erumtzu verpachten

Kreuzſtraße 19 b e
Redaktion, Druck und Verlag: Richard Arnold, Kemberg Fernſprecher Nr. 203
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